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Seit der Jahrtausendwende ist Deutschlands reales Brutto-
inlandsprodukt (BIP) um etwa 28 Prozent gewachsen. Das 
heißt, die in Euro berechnete, um Preissteigerungen berei-
nigte Summe aller pro Jahr hergestellten Produkte und er-
brachten Dienstleistungen hat entsprechend zugenom-
men. Der vom Heidelberger Institut für Interdisziplinäre 
Forschung (FEST) mit Förderung des IMK berechnete Natio-
nale Wohlfahrtsindex (NWI) hat im selben Zeitraum nur um 
rund neun Prozent zugelegt. Das liegt daran, dass der NWI 
den Wohlstand nicht anhand der Wirtschaftsleistung misst, 
sondern in Form aufsummierter Konsumausgaben und vie-
le weitere Faktoren einbezieht, etwa auch Umweltbelas-
tungen wie CO₂-Emissionen, die Verteilung der Einkom-
men, unbezahlte Arbeit, Unfälle und Naturkatastrophen. 
Aus der Differenz zwischen BIP und NWI lässt sich ablesen: 
Der Wohlstand in Deutschland hat sich in den vergangenen 
Jahrzehnten weniger verbessert, als die Zunahme der Wirt-
schaftsleistung suggeriert. Beispielsweise, weil Einkommen 
zwar wuchsen, aber zunehmend ungleich verteilt waren 
oder Produktionssteigerungen zulasten der Umwelt gingen.

Nun liegt der NWI-Wert für 2023 vor – es dauert immer 
eine Weile, bis alle nötigen statistischen Daten verfügbar 
sind – und es zeigt sich: Im vergangenen Jahr war es anders 
als in der langfristigen Betrachtung. Der alternative Wohl-
standsindikator stieg um knapp drei Prozent, obwohl die 
Wirtschaftsleistung leicht rückläufig war. Die Forschenden 
Benjamin Held und Dorothee Rodenhäuser, die den NWI be-
rechnet haben, erklären das so: Entscheidend für den Zu-
wachs beim NWI waren sinkende Umweltkosten durch 
rückläufigen Energieverbrauch. Zum Teil liegt das am Aus-
bau erneuerbarer Energien, an Einsparungen und effizien-
terer Technik. Der Löwenanteil erklärt sich jedoch schlicht 
durch Produktionsrückgänge. So haben gerade die energi-
eintensiven Industrien zehn Prozent weniger hergestellt als 
im Vorjahr. Die Forschenden ordnen diesen Rückgang beim 
Energieverbrauch hinsichtlich seiner Nachhaltigkeit des-
wegen auch kritisch ein: Wenn „Produktionskapazitäten 
in ungeplanter Weise nicht genutzt“ würden, sei es wahr-

WOHLSTAND

Weniger Produktion, bessere Luft
Der Nationale Wohlfahrtsindex ist im vergangenen Jahr um knapp drei Prozent gestiegen. 
Dahinter stecken aber nicht nur positive Entwicklungen.

scheinlich, dass zum Teil nur eine Verlagerung der Emissi-
onen stattfinde – in die Zukunft oder ins Ausland. So ging 
beispielsweise die Stahlproduktion in Deutschland zurück, 
während sie in Indien zunahm. Wichtig für eine gelingen-

de Transformation seien deswegen „verlässliche Rahmen-
bedingungen“, die „darauf planbar basierende Entschei-
dungsprozesse“ ermöglichten.

Zudem haben 2023 leicht gestiegene Konsumausgaben so-
wie eine Zunahme der unbezahlten Arbeit im Haushalt für mehr 
Wohlstand gesorgt. Ebenfalls positiv wirkte sich ein leichter 
Rückgang bei den „Kosten der Ungleichheit“ aus, die auf Ba-
sis der Einkommensungleichheit berechnet werden.>>>
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Was auf den Wohlstand wirkt
Der Wohlstandsindikator NWI ist 2023 unter anderem gestiegen durch ...

Quelle: FEST 2024 
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Allerdings liegen die Kosten der Ungleichheit weiter auf 
sehr hohem Niveau und stellen – in der langfristigen Be-
trachtung – den zentralen Grund der im Vergleich zum BIP 
seit 1991 deutlich schwächeren Entwicklung des NWI dar. 
Dass die Einkommensdifferenzen im Jahr 2023 nun trotz In-
flation und wirtschaftlicher Flaute leicht zurückgingen und 
nicht angestiegen sind, dürfte an „Tarifabschlüssen mit sub-
stanziellen Lohnerhöhungen“, der Erhöhung von Mindest-
lohn und Bürgergeld und Instrumenten wie dem Kurzar-
beitsgeld liegen, so die Forschenden. Und: Verglichen mit 
dem Vorjahr gab es Held und Rodenhäuser zufolge kaum 
„stärkere wohlfahrtsmindernde Effekte“. Lediglich die Pos-
ten Verkehrsunfälle, Kriminalität und Naturkatastrophen 
weisen leichte Zuwächse auf.

Wie der NWI 2024 ausfallen wird, ist noch ungewiss. Den-
noch wagen die Forschenden eine Prognose: Etwas höhere 

Konsumausgaben im ersten Halbjahr 
sprechen für einen weiteren Anstieg. 
Ebenso ein erneuter Rückgang des Pri-
märenergieverbrauchs, besonders von 
Kohle. Wobei 7 von 17 Millionen Ton-
nen an eingespartem CO₂ allein auf die 
Witterung, also einen geringeren Be-
darf an Heizenergie, zurückgehen. Of-
fen ist, wie sich die Dinge im zweiten 
Halbjahr weiterentwickelt haben.

Klar ist hingegen bereits jetzt: Die 
Gesamtkosten für Naturkatastrophen 
werden 2024 höher sein als im Vorjahr. 
Dabei ist die Entwicklung in Deutsch-
land laut Held und Rodenhäuser von 
Gefahren durch Klimawandel, Kriege 
und wirtschaftliche Abhängigkeiten 

geprägt. Angesichts dieser Gemengelage reiche eine Politik, 
die nur das BIP im Blick hat, nicht aus. Ein breiterer Ansatz 
sei nötig, der ökologische Nachhaltigkeit und soziale Ge-
rechtigkeit maßgeblich mitberücksichtigt. „Denn nur, wenn 
innerhalb der planetaren Grenzen gewirtschaftet wird, das 
gesellschaftliche Fundament für möglichst alle Menschen 
gesichert und der gesellschaftliche Zusammenhalt nicht 
durch zu große Ungleichheiten gefährdet ist, scheint ein frei-
heitliches und friedliches Zusammenleben langfristig denk- 
und erreichbar.“ Konkret sei es dafür zunächst nötig, „bei 
der Transformation der Wirtschaft darauf zu achten, dass 
gute Jobs erhalten und geschaffen werden und die Kosten 
fair verteilt werden“, sagt IMK-Direktor Sebastian Dullien.<

Quelle: Benjamin Held, Dorothee Rodenhäuser:  
NWI 2024 – Anstieg bei unterschiedlicher Entwicklung von Umweltschäden, Konsum und 
Ungleichheit, IMK Study Nr. 96, November 2024

Die Aussichten für die Konjunktur in Deutsch-
land haben sich etwas aufgehellt. Das signa-
lisiert der monatliche Konjunkturindikator des 
IMK. Für den Zeitraum von November 2024 bis 
Ende Januar 2025 weist der Indikator, der die 
neuesten verfügbaren Daten zu den wichtigs-
ten wirtschaftlichen Kenngrößen bündelt, eine 
Rezessionswahrscheinlichkeit von 46,7 Prozent 
aus. Anfang Oktober betrug sie für die folgenden 
drei Monate noch 52,1 Prozent. Die gemessene 
Verunsicherung der Wirtschaftsakteure ist eben-
falls leicht zurückgegangen. Die Konjunktur-Am-
pel steht damit weiterhin auf gelb-rot, was eine 
erhöhte konjunkturelle Unsicherheit signalisiert, 
aber keine akute Rezessionsgefahr.

Die aktuelle Abnahme des Rezessionsrisikos 
beruht „auf einer Mehrzahl von Frühindikatoren“, 
die eine leicht aufsteigende Tendenz zeigen, sagt 
IMK-Konjunkturexperte Thomas Theobald. Dazu 
zählt das Konsumklima, gestützt auf Zuwächse 
der Realeinkommen. Positive Impulse kommen 

auch von gestiegenen Auftragseingängen für das 
verarbeitende Gewerbe sowie von Stimmungsin-
dikatoren und Finanzmarktdaten. 

Trotz der erfreulichen Aufhellung des Indi-
kators spreche die Datenlage aber bislang nicht 
für „eine durchgreifende konjunkturelle Auf-
wärtsbewegung“, so der Forscher. Dazu bleibe 
die Entwicklung des Exports und der Produktion 
in der Industrie zu schwach. Und ob die zuletzt 
kräftige Zunahme bei den Auftragseingängen 
mehr sei als eine Momentaufnahme, erscheine 
ungewiss – gerade angesichts der vom nächs-
ten US-Präsidenten Donald Trump angekündig-
ten massiven Einfuhrzölle.

Es stehe nun in der gemeinsamen Verant-
wortung von Regierung und Opposition, die sich 
abzeichnende Konjunkturerholung nicht zu ge-
fährden, sagt IMK-Direktor Sebastian Dullien. 
„Jenseits vom einsetzenden Wahlkampf soll-
ten die Fraktionen im Bundestag prüfen, welche 
Maßnahmen man noch vor der Jahreswende ver-

abschieden sollte, damit die vorläufige Haus-
haltsführung Anfang 2025 nicht die Konjunktur 
ausbremst.“ So wäre es etwa sinnvoll, den an-
stehenden Ausgleich der kalten Progression zum 
Jahresbeginn noch zu verabschieden.

Gleichzeitig sei wichtig, jetzt schon die Voraus-
setzungen zu schaffen, damit die neue Bundesre-
gierung nach den Wahlen schnell die zentralen 
Probleme der deutschen Wirtschaft angehen kön-
ne. „Es ist seit Jahren klar, dass wir mehr öffent-
liche Infrastrukturinvestitionen brauchen und dass 
die Schuldenbremse diese blockiert. Idealerweise 
würden Regierung und Union noch vor den Wahlen 
mehr Investitionsspielräume in der Schuldenbrem-
se schaffen. Dann könnte eine Regierung gleich 
durchstarten“, so Dullien. „Ohne eine solche Re-
form droht die neue Regierung am gleichen Hinder-
nis zu scheitern wie die alte – an der für die heuti-
ge Zeit nicht angemessenen Schuldenbremse.“<
Mehr zum Konjunkturindikator: https://www.imk-boeckler.de/
de/imk-konjunkturampel-15362.htm
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Gesunkener Energieverbrauch schlägt sich nieder
So entwickelte sich der Nationale Wohlfahrtsindex ...
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